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Die amtlichen Blätter über die Schleswig 
Holſteiniſche Frage und das Abgeordnetenhaus. 


Wir haben ſchon mehrmals davon geſprochen, daß 
die Regierung und die Regierungsbeamten nicht einge⸗ 
ſetzt ſind, um Zeitungen und Zeitungsartikel zu ſchreiben, 
ſondern um das Land zu verwalten und die Geſetze zu 
handhaben. Nun wiſſen wir freilich nicht, ob die Pro⸗ 


vinzial= Korsefponbeng und die politiſchen Artikel der 
Lv 


Amtsblätter von wirklichen Beamten oder nur von be⸗ 
ſoldeten Schreibern verfaßt werden, aber es ſcheint uns 
doch nicht in der Ordnung, daß ſehr viele Landräthe die 
e e zegelmäbig den Kreisblättern 
beilegen, als ob ſie ein amtliches Actenſtück wäre Noch 
weniger kann es uns gefallen, daß die polilifchen Artikel 
in den Amtsblättern den Verordnungen der Be⸗ 
hörden vorangeſtellt und gerade ſo numerirt 
werden, als ob ſie auch amtliche Verordnungen oder 
Bekanntmachungen wären. Denn jedenfalls wird durch 
dieſe Art der Verbreitung und Veröffentlichung ange⸗ 
deutet, daß die Regierung mit dem Inhalte dieſer Ar⸗ 
tikel vollkommen einverſtanden iſt, und daß ſie zugleich 
wünſcht, daß wir Alles für wahr halten ſollen, was 
darin geſchrieben ſteht. Merkwürdig iſt es freilich, daß 
die Regierung ihre Abſicht ganz und gar nicht erreicht. 
Denn dieſe Artikel ſind ſo geſchrieben, daß, wer ſie ver⸗ 
ſteht, die Dinge in der Welt und in unſerem Staate 
darum nicht anders anſieht als er ſie aus Büchern und 
andern Zeitungen und durch eigne Beobachtung und 
durch eigenes Nachdenken ſchon vorher kennen gelernt hat. 

So hat neulich die Provinzial⸗Korreſpendenz nach 
dem Gutachten der Kronſyndick zu beweiſen geſucht, 
daß der Prinz Friedrich von Auguſtenburg gar keine 
Erbanſprüche auf Schleswig⸗Holſtein habe. Aber wir 
wiſſen ja ſehr gut, daß andere Männer, die gewiß ebenſo 
roße Rechtsgelehrte find wie die Kronſyndici, ſchon 
ängft bewieſen haben, daß gerade dieſer Prinz und 
kein anderer der rechte Erbe von Schleswig⸗Holſtein ſei. 
Zugleich wiſſen wir aber auch, daß alle dieſe gelehrten 
Beweiſe herzlich wenig bedeuten, weil die Sache doch 
nicht durch ſie entſchieden werden kann und darf. 


Inſerate 


Ferner iſt es ja auch ſonnenklar, daß die preußiſche Re⸗ 
gierung am allerwenigsten dem Gutachten der Kronſyn⸗ 
diei irgend einen entſcheidenden Werth beilegen kann. 
Denn unſer König ſelbſt hat am 27. December 1863 
in einer Botſchaft, die von allen ſeinen Miniſtern, auch 
von dem Grafen Bismarck unterſchrieben war, erklärt: 
„Die Succeſſionfrage⸗ d. h. die Frage, wer nach dem 
Tode Friedrichs VII. Herzog von Schleswig⸗Holſtein ſein 
ſoll . wird durch den Deutſchen Bund unter 
Meiner Mitwirkung geprüft werden, und dem Er⸗ 
gebniß derſelben kann Ich nicht vorgreifen.“ End⸗ 
lich wird kein Menſch in der Welt uns jemals beweiſen, 
daß das „Ergebniß dieſer Prüfung“ ſchon eine 
Entſcheidung der Sache ſelbſt ſein würde. Denn 
es iſt das uralte heilige Recht der Völker, und es 
iſt zugleich ein Recht, welches allen deutſchen Volls⸗ 
ſtämmen und auch den Schleswig⸗Holſteinern urkundlich 
verbrieft und mit unzähligen Eiden beſchworen iſt, daß 
bei einer ſtreitigen Thronfolge das betreffende 
Volk einzig und allein durch feine verfaſſungs⸗ 
mäßigen Vertreter zu entſcheiden hat, wer der 
rechtmäßige Thronfolger iſt. Keine Provinzial⸗ 
Korreſpondenz, kein Kronſyndikat und keine Gelehrſam⸗ 
keit, auf welchem Stuhle ſie auch ſitzen mag, wird uns 
jedesmal beweiſen können, daß die Gewaltthätigkeiten der 
däniſchen Könige, daß die Beſchlüſſe des Frankfurter 
Bundestages, daß die Kriegsthaten und Friedensſchlüſſe 
im Stande 5 wären, gerade den Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteinern dieſes unverjährbare Recht zu entreißen. 
Freilich könnte es uns im preußiſchen, im deutſchen und 
im ſchleswig⸗holſteiniſchen Intereſſe ſelbſt ſehr lieb fein, 
wenn die verfaſſungsmäßige Volksvertretung von Schles⸗ 
wig⸗Holſtein den Prinzen nicht auf ihren Thron riefe, 
ſondern ſtatt le. ihr Land als preußiſche Provinz 
unter die preußiſche Verfaſſung und die preußiſche 
Krone ſtellen wollte. Aber kein rechtſchaffener Menſch 
darf doch einen anderen n zu etwas zwingen 
wollen, blos darum weil er es für einen ven beiden 
Theilen oder für beide Theile vortheilhaft hält. 
Dann ſprechen wir noch über einen neulichen Amts⸗ 
blattsartikel, der den Titel führte „bie preußiſche 


Politik und das Abgeordnetenhaus.“ Der Verfaſſer 
dieſes Artikels will beweiſen, daß kein „Ehrenmann“, 
der nur die Dinge irgend kennt, behaupten würde, daß 
es in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache „die Politik des 
Abgeordnetenhauſes geweſen ſei, welche zur Ausführung 
gelangt iſt.“ Freilich hätte der Verfaſſer ganz Recht, 
wenn er nur in Abrede ſtellen wollte, daß mit der Po⸗ 
litik des Abgeordnetenhauſes u. A. kein Bündniß mit 
Oeſterreich, keine Anerkennung des däniſchen Erb⸗ 
rechtes auf Schleswig⸗Holſtein, kein Gaſteiner Vertrag, 
keine Geldabfindung an Oeſterreich, keine bloße Per⸗ 
ſonalunion mit Lauenburg möglich geweſen wäre. Aber 
kein Menſch, der ſeine geſunden fünf Sinne beiſammen 
hat, hat auch jemals behauptet, daß das Abgeordneten⸗ 
haus von allen dieſen Dingen auch nur ein ein iges 
gewollt habe. Dagegen iſt es vollkommen unbegreiflich, 
wie der Verfaſſer u. A. behaupten kann, daß der einzig 
wahrhafte und endgültige Erfolg deſſen wir uns bis 
jetzt erfreuen, daß die Befreiung Schleswig⸗Holſteins 
von däniſcher abe ein Erfolg wäre, der nicht mit 
der Politik des Abgeordneten hauſes, ſondern ganz 
allein mit der Politik der Regierung übereinſtimme. 


Er kann dieſe Behauptung unr durch ein ganz eigen⸗ 
thümliches Mittel zu Wege bringen. Er fagt nämlich: 
allerdings habe die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes 
auch „die Befreiung Schleswig⸗Holſteins“ gewollt; aber 
ſie habe gewollt, daß Preußen gleich im Beginne des 
Streites dieſe Abſicht offen ausſprechen ſolle. Davor 
habe jedoch die Regierung ſich wohl gi ütet, denn dann 
wäre die „Einmiſchung der fremden chte geh beim 
Beginn herbeigeführt worden“. Sie er vielmehr „ſich 
von den Verträgen erſt losgeſagt, als ſie ganz Schleswig 
und Holſtein in den Händen hatte und eine Ein mi⸗ 
ſchung des Auslandes nicht mehr ſo gefährlich 
war“. Wie das ein Tadel für das Abgeordnetenhaus 
und ein Lob für die Regierung ſein ſoll, das begreife, 
wer da kann. Die Sache iſt aber die, daß die Regie⸗ 
rung während der ganzen Zeit, da das Abgeordnetenhaus 
in ſeiner vorletzten Sitzung (Ende 1863 und Anfang 
1864) verſammelt war, in einer ganzen Reihe von Akten⸗ 
ſtücken und Erklärungen ſich dahin ausgeſprochen hat, 
daß es eine Trennung der Herzogthümer von 
der däniſchen Krone nicht beabſichtige. Sie 
hatte ſich in dieſer Beziehung ſo deutlich ausgeſprochen, 
daß das Abgeordnetenhaus noch am 22. Januar 1864 
ſich zu der Erklärung an fand, „daß es mit 
allen ihm zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mit⸗ 
teln dieſer Politik entgegentreten werde“. Im 
Verlaufe des darauf folgenden Krieges dagegen hat die 
Regierung ſich eines Anderen beſonnen. Sie hat wirk⸗ 
lich, wie es das Abgeordnetenhaus von vorneherein 
verlangt hatte, ſich von den alten Verträgen los⸗ 
geſagt und die Befreiung Schleswig⸗Holſteins 
von der däniſchen Herrſchaft wirklich durch⸗ 
geſetzt. Ein „Ehrenmann“ wenn wir uns der Aus⸗ 
drucksweiſe des regierungsfreundlichen Verfaſſers bedienen 
wollen, ein „Ehrenmann“, wird daher zugeben müſſen, 
daß die Regierung in dieſer Beziehung nicht ihre eigene 


urſprüngliche Politik, ſondern die des Abgeordneten⸗ 
hauſes zur Ausführung gebracht hat. 

Nach dieſer Probe iſt es nicht nöthig, daß wir auch 
noch die übrigen irrthümlichen Behauptungen des regie⸗ 
rungsfreundlichen Verfaſſers ausführlich wiederlegen. Aber 
wir müſſen doch bemerken, daß die Regierung nicht 
die vorgeſetzte Behörde des von uns erwählten 
Abgeordnetenhauſes iſt. Sie beſteht eben nur aus 
den Miniſtern, die auch dem Abgeordnetenhauſe wie dem 
Könige verantwortlich ſind, während das Abgeordneten⸗ 
haus und das Herrenhaus ebenſowenig einen Richter 
über ſich haben, wie der König ſelbſt. Deſſen ungeach⸗ 
tet würde es ſchon gegen alle gute Ordnung ſein, wenn 
das Abgeordnetenhaus irgend einen Ausſchuß oder irgend 
eine einzelne Perſon damit beauftragen wollte, die Re⸗ 
gierung und ihre Maßregeln in öffentlichen Blättern zu 
bekämpfen. Der Ort, wo die erwählte Volksertretung 
und die Regierung ihre entgegengejeten Meinungen 
gegen einander auszuſprechen haben, iſt einzig und 
allein das Abgeordnetenhaus ſelbſt. Um ſo we⸗ 
niger können wir es gut heißen, wenn das Abgeordneten⸗ 
haus, zumal wenn ed nicht verſammelt iſt und nicht 
antworten kann, gleichſam im Auftrage der Regierung und in 
amtlichen Blättern angegriffen wird. Es iſt das auch 
wahrlich kein Mittel, den Frieden im Lande herzuſtellen; 
es kann vielmehr nur dazu führen, den Kampf immer 
herber und heftiger zu machen, zumal die Kränkung, die 
einen Abgeordneten treffen ſoll, jeden von uns mittrifft, 
der ihn mitgewählt hat. 

Politiſche Wochenſchan. 

Preußen. Die General-Verſammlung des Na 
tional⸗Vereins hat ſtattgefunden, ohne daß man von 
Seiten der deutſchen Großmächte verſucht hat, dieſelbe zu 
verhindern. Es haben ſich etwa 400 Mitglieder des Vereins 
an derſelben betheiligt, aber trotzdem, daß nur 13 der An; 
weſenden aus Preußen waren, entſchied ſich die große Mehr⸗ 
heit der Verſammlung doch für die Annahme von Reſolutionen 
in der Schleswig⸗Holſteiniſchen und deutſchen Frage, durch 
welche der Verein zeigt, daß er ſich nicht durch zufällige und 
vorübergehende Zuſtände beſtimmen läßt, von ſeinem einmal 
als richtig aufgeſtellten Programme: „Uebernahme der durch 
ein Parlament geſtützten Centralgewalt für Deutſchland durch 
Preußen“ abbringen läßt. Die angenommenen Reſolutionen 
lauten: 

1. Der National⸗Verein hält feſt an ſeinem Statut, wo» 
nach er gleichzeitig die Einheit und Freiheit Deut ſſch⸗ 
lands anſtrebt und am Programm von 1860, worin er den 
deutſchen Bundesſtaat mit einheitlicher Centralge⸗ 
walt und Parlament, ſowie am Programm von 1862, 
wodurch er die Reichsverfaſſung als Ziel feſtgeſtellt hat. 
Der National⸗Verein beharrt auch auf dem Satz ſeines Pro⸗ 
gramms von 1860, wonach unter ber Bedingung, daß auch 
das preußiſche Volk ſich der deutſchen Centralgewalt und 
Volksvertretung unterzuordnen bereit ſei, und daß die preußi- 
ſche Regierung Deutſchlands Intereſſen nach jeder Richtung 
thatkräftig wahrnehme und die unerläßlichen Schritte zur 
Herſtellung der deutſchen Macht und Einheit thue, die Ueber⸗ 
tragung der Centralgewalt an das Oberhaupt des 

rößten rein deutſchen Staates Seitens des deut⸗ 
ſchen Volkes erfolgen werde, ſowie gleichzeitig an ſeinem 
in Uebereinſtimmung mit der Reichsverfaſſung gefaßten Be- 


nach die Entſcheidung über den Träger 
ber Centelgewalt en © Parlament vertretenen geſammten 
Nation zuſteht. Der National⸗Verein wiederholt endlich den 
Ausdruck ſeiner Ueberzeugung, daß zu einer gedeihlichen Lö⸗ 
ſung der deutſchen Frage im. Wege der Reform der baldige 
Sieg eines wahrhaft freiſinnigen und nationalen Syſtems in 
Preußen die erſte Bedingung iſt. 

2. In Uebereinſtimmung mit dem Beſchluſſe vom 1. No⸗ 
vember 1864 erklärt der National⸗Verein es wiederholt als 
eine Pflicht des deutſchen Volkes, zu wachen über dem Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechte Schleswig- Holſteins. Nur die 
Intereſſen Deutſchlands dürfen es beſchränken. 
Bei dem Mangel einer deutſchen Centralgewalt kann nur 
Preußen zur Zeit die Vertheidigung der deutſchen Küften und 
Grenzen im Norden wirkſam und nachhaltig bir zich 
Mit Rückſicht darauf erkennt der National⸗Verein die zwiſchen 
preußiſchen Abgeordneten und dem engeren Ausſchuß der 
Schleswig⸗Holſtein⸗Vereine getroffene Berliner Verei nba. 
rung vom 26. März l. J. als eine u Becht Baſis 
zur beiderſeitigen Verſtändigung und zur Befriedigung der 
nationalen Intereſſen, ſoweit ſolche vor Durchführung der 
deutſchen Reichsverfaſſung möglich iſt. Nicht länger darf 
die Einberufung en o der Her 

ogthümer verzögert werden x 

j Sk Reſolutionen erfuhren bei den Verhandlungen heftige 
Angriffe, indem mehrere Redner 175 Konzeſſton an Preußen 
als we verwarfen. Aber die Mehrheit ber Verſamm⸗ 
lung konnte ſich nicht entſchließen, für die Schaffung eines 
neuen deutſchen Kleinſtaates mit aller Souverainität einzu⸗ 
treten, nachdem der Verein ſelbſt ſo lange dieſe unbeſchränkte 
Souverainität der Kleinſtaaten als die Urſache der Schwäche 
Deutſchlands bekämpft hat. 

In unſerer innern Lage iſt keine Veränderung zu melden; 
die Zeit, wo der Landtag verfaſſungsmäßig zuſammentreten 
muß, rückt immer näher, und wie es heißt, iſt man in den 
Miniſterien eifrig mit den Vorarbeiten zu den Vorlagen be- 
chäftigt. Unter denſelben nennt man vor allem eine erhöhte 
Anleihe⸗Forderung der Regierung. Die Militär⸗Vorlage foll 
ſich in keinem weſentlichen Punkte von der früheren unter⸗ 

eiden. 

0 In einer Berliner Be i e e gab der 
Abgeordnete Dr. Löwe ⸗Calbe vor Kurzem einen Rückblick 
auf die Ereigniſſe ſeit dem Schluß des Landtags. 
Wir laſſen hier folgen, was er über den Verkauf der 
Köln⸗Mindener Eiſenbahn geſagt hat: Die Aktien 
brachten in den letzten Jahren über 12 pCt. Dividende, für 
die Aktionäre rückte alſo die Gefahr näher, ihre Aktien zum 
Pari⸗Kurſe dem Staat überlaſſen zu müſſen. Die Regierung 
aber verkaufte dieſes ihr Recht im Sommer an die Aktionäre. 
Das Recht der Regierung dieſen Vertrag zu ſchließen, muß 
beſtritten werden. Meine Herren, dieſes Ereigniß iſt in dem 
ſeit vier Jahren andauernden Verfaſſungskampf unſere 
größte Niederlage geweſen! Es iſt wahr! Man wird 
nur von ſeinen eigenen Freunden verrathen! dieſe angeblich 
liberalen Rheinländer, die mit ihrem Liberalis⸗ 
mus und Konſtitutionalismus uns Altpreußen 
gegenüber prunken: fie haben der Konſtitution in 
unſerer jetzigen Lage den härteſten Todesſtoß und 
zwar gegen baare Bezahlung verſetzt. 

In Breslau wollte der Fiskus mehrere Kaſern n im 
Werſh von etwa einer Million Thalern verkaufen, und fand 
es die Stadtbehörde für geboten, dieſelben für die Stadt zu 
erwerben. Der Stadtverordnete Bonneß hatte den Antrag 
geftelt, den Ankauf zwar zu genehmigen, aber dieſe Ge“ 
nehmigung davon abhängig zu machen, daß der 


Fiskus die mir ine des Landtages zu dem 
Verkauf beibringe. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
hat dieſen Antrag abgelehnt. 

Bekanntlich befindet ſich der Abgeordnete Dr. Johann 
Jakoby im Gefängniß zu Königsberg, um eine gegen ihn 
ausgeſprochene Strafe abzubüßen. Es iſt jetzt eine neue 
Anklage gegen ihn wegen der Herausgabe des Buches: „Hein 
rich Simon, ein Gedenkbuch für das deutſche Volk“ erhoben 
worden, welche am 10. d. M. in Berlin zur Verhandlung 
kommen wird. Es iſt nun an den Dr. Johann Jokoby die 
Anfrage ergangen, ob er zu dem Audienztermine nach 
Berlin transportirt zu werden wünſcht, oder ob er 
dem Gerichte das Kontumazialverfahren anheimſtellt. 

Gegen die Abgeordneten Tweſten und Frentzel ſollte 
wegen ihrer Reden im Abgeordnetenhauſe eine Anklage 
erhoben werden. Die betreffenden Gerichte erſter und zweiter 
Inſtanz haben auf Grund des Artikels 83 der Verfaſſung 
dieſe Anklage zurückgewieſen, und liegt die Sache jetzt dem 
Obertribunal zur Entſcheidung vor. Hoffentlich tritt daſſelbe 
den früheren en bei. 

Der Abgeordnete Major Beitzke feierte am 3. d. M. 
feine filberne Hochzeit. Seine zahlreichen Verehrer in Kös⸗ 
lin, wo er wohnt, wollten ihm ihre Theilnahme durch einen 
Fackelzug bezeigen. Die Erlaubniß zu demſelben wurde 
edoch verweigert. Vor Kurzem hat die Offiziers und Adels⸗ 

eſſource jener Stadt den wackeren Abgeordneten heraus⸗ 
ballotirt. Wir denken, daß ihn die allſeitig zu Tage tretende 
Achtung ſeiner Mitbürger für dieſe Ausſchließung reichlich 
entſchädigen wird. 

Schleswig⸗Holſtein. Wie man ſagt, will Bayern im 
Verein mit Sachſen und Heſſen⸗Darmſtadt beim Bundestag 
den Antrag auf Einberufung der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Stände verſammlung ſtellen. Der Antrag 
hat jedoch wenig Ausſicht auf Erfolg, da ſich Oeſterreich und 
Preußen, wie man ſagt, gegen denfelben erklären und bean- 
tragen wollen, denſelben einfach, ohne Verweiſung an den 
Ausſchuß, zu verwerfen. Wie öſterreichiſche Blätter mittheilen, 
iſt man in Wien nicht ſowohl prinzipiell gegen den Antrag, 
als daß man denſelben für augenblicklich nicht zeitgemäß hält. 

England. Lord Palmerſton iſt unter großer Theil⸗ 
nahme des Volkes in der Weſtminſter⸗Abtei begraben worden. 
Es iſt das 1 an dieſem Orte die höchſte Ehre, 
welche England ſeinen Todten erweiſt. 

Italien. Die Wahlen zum Parlament ſind ſo ausgefal⸗ 
len, daß das Miniſterium mit Sicherheit auf die Majorität 
rechnen kann. 


BEE N en ò ö̃ y... ey ne A 
Der öſterreichiſche Kaiſerſtaat und feine Zukunft. 
Als vor ungefähr ſechs Wochen der Kaiſer Franz Joſeph 

durch die „Siſtirung“ der öſterreichiſchen Februar⸗Verfaſſung 

zeigte, daß man in Wien zu der Erkenntniß gekommen ſei, 
den Verſuch, Oeſterreich auf dieſem Wege zu dem alten Ruhm 
und Glanz wieder zu erwecken, ſei als mißlungen zu betrach⸗ 
ten, da waren die Anſichten über die Folgen dieſes Schrittes 
ſehr getheilt. Einige, und darunter befanden ſich ſowohl die 

Konſervativen als auch jene Sanguiniker, deren ganze Politik 

darin e auf etwas zu hoffen, erwarteten von dem an⸗ 

gebahnten Verſtändniß mit Ungarn die Rettung Oeſterreichs, 
andere aber, und dieſen gehören wir an, ſehen in dieſer Bei⸗ 
ſeiteſchiebung der Verfaffung nur einen neuen und großen 

Schritt auf dem Wege zu dem Ruin des Kaiſerſtaates. 
Wird ſich aber, ſo hören wir fragen, die ſchon ſo oft 

ausgeſprochene Prophezeihung: „das Kaſserthum Oeſterreich iſt 

ſeinem Zerfall nahe“ jetzt erfüllen? Das tft eine ſonderbare 

Frage. Ein Staat, deſſen einzelne Theile ſich Jahrhunderte 


hindurch an einander gewöhnt haben, zerfällt nicht in dem 
Augenblicke wo in den einzelnen Theilen die Erkenntniß be⸗ 
ginnt, daß ſie eigentlich nicht zuſammen gehören, und daß 
es zu ihrem Wohle nicht förderlich iſt, wenn ſie fortan das 
Band ihrer Zuſammengehörigkeit weiter erhalten. Bis eine 
ſolche Erkenntniß die ganze Maſſe des Volkes ſo durchdrun⸗ 
gen hat, daß ſie der eigenſte Gedanke deſſelben geworden iſt, 
darüber vergeht wohl mehr als ein Menſchenalter, denn es 
muß einentheils die Generation, welche in den Anſchauungen 
der Zuſammengehörigkeit ihre Erziehung vollendet hat, aus⸗ 
ſterben und andererſeits muß erſt die in den modernen An⸗ 
ſchauungen erzogene Generation thatkräftig und einflußreich 
geworden ſein. Daraus läßt ſich erkennen, daß der Moment 
des Zerfallens des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats, falls derſelbe 
ohne irgend welchen gewaltſamen Eingriff herbeigeführt wird, 
noch nicht ſo nahe iſt, als wohl mancher meint, aber ebenſo 
ergiebt ſich auch daraus, daß man aus der Verzögerung des 
Moments nicht ſchließen darf, daß derfelbe gänzlich ausbleibt. 
Derſelbe wird eintreten, denn eine wirklich feſte Aneinander⸗ 
kettung der Völker, welche Jahrhunderte lang unter öſterrei⸗ 
chiſchen Sproſſen gelebt haben, läßt ſich heut zu Tage nicht 
mehr erwarten. 

Sind aber, das muß man fragen, Ereigniſſe vorauszu⸗ 
ſehen, welche den Zerfall Oeſterreichs beſchleunigen werden? 

Wir glauben, dieſe Frage bejahen zu können. 

Erſtens droht die nahende Löſung der italieniſchen 
Frage, welche Oeſterreich, wenn kein friedliches Arangement 
in dieſer Beziehung getroffen wird, ſo erſchüttern dürfte, daß 
möglicherweiſe der Kaiſerſtaat dieſe Erſchütterung nicht über⸗ 
lebt. Dann tritt im Oſten und Nordoſten Oeſterreichs die 
Frage der Neugeſtaltung der Donaufürſtenthümer 
und die Idee des Panflavis mus immer mächtiger und 
mächtiger hervor, ſo daß auch von dieſer Seite Erſchütterungen 
des Länderbeſtandes dem Kaiſerſtaat drohen, welche möglicher ⸗ 
weiſe ſein Ende beſchleunigen können. Drittens aber droht, 
falls die ſlaviſchen und magyariſchen Elemente in der Ver⸗ 
waltung des Kaiſerſtaates durch die neueſte Wendung der 
Dinge einen herporragenden Einfluß gewinnen ſollten, wie 
dies faſt den Anſchein hat, die deutſche Frage an dem 
Throne der Habsburger zu rütteln und das Reich, in wel⸗ 
chem einſt die Sonne nicht unterging vollends zu zerſtückeln. 

So droht von drei Seiten durch die Neugeſtaltung 
der Staaten nach der Nationalität dem Beſtande des Kaiſer⸗ 
reichs eine ernftliche Gefahr, aber alle dieſe Gefahren, ſo groß 
ſie auch ſcheinen mögen, ſie verſchwinden faſt ganz gegenüber 
dem Geſpenſt der Fin anzuoth, welches Oeſterreichs Zerfall 
ganz ungemein zu beſchleunigen droht. 

Man wird nicht ſehr irren, wenn man in der Finanznoth 
das Hauptmotiv zu der Siſtirung der öſterreichiſchen Ver⸗ 
faſſung ſucht. Allerdings mag die Erkenntniß, die Ungarn 
nicht zu der Anerkennung der Geſammtſtaatsverfaſſung be⸗ 
wegen zu können, auch das ihrige dazu beigetragen haben, aber 
der weſentliche Grund, wie vielfach behauptet wird, war ſie 
nicht. Die Verwaltung des Kaiſerſtaates erforderte mehr 
Geld, als die Einnahmen lieferten, und vergebens hatte die 
Regierung beim Reichsrath die ee einer Anleihe 

efordert. Dieſe Bewilligung war nach der beſtehenden Ver⸗ 
aſſung unbedingt nothwendig, aber der Reichsrath ſtellte Be⸗ 
dingungen, deren Erfüllung die Garantie eines dauernden 
Tor titutionellen Regimentes ſchaffen ſollte, und da man ſich 
nicht entſchließen konnte, auf dieſe Bedingungen einzugehen, 
ſo kam man auf die Idee die ganze Berfaflung bei Seite 
zu ſchieben, um fo in die Lage zu kommen, eine Anleihe 


machen zu können. Außerdem hielt man auch eine Verſöh⸗ 
nung mit Ungarn im finanziellen Intereſſe für nothwendig 
denn erſtens hofft man alsdann, daß die Steuern in Ungarn 
regelmäßig eingehen werden, wodurch den öſterreichiſchen Fi⸗ 
nanzen eine große Erleichterung werden würde, und zweitens 
bofft man, daß Ungarn, dem nach ſeiner Verfaſſung eine 
ganz geſonderte Finanzverwaltung zuſteht, ſich bewegen laſſen 
würde, ſeinen Antheil an der Bierreichlfihen Staatsfhuld zu 
übernehmen. 
Es ſcheint aber keine Ausfiht zu fein, daß ſich dieſe 
letztere Hoffnung verwirklichen wird. Die Bahn deen 
gar nicht daran, unnöthiger Weiſe ihr Land mit Schulden 
8 belaſten, deren Tilgung nothwendiger Weiſe die nützliche 
erwendung der Staatseinnahmen zum Beſten des Staates 
weſentlich beſchränken muß. 


Wenn aber dieſe Hoffnung fehl ſchlägt, ſo kann ſich 
vielleicht die andere Hoffnung erfüllen, ſo kann es der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung vielleicht gelingen, ch durch eine Anleihe 
aus der augenblicklichen Verlegenheit zu befreien. Der Augen⸗ 
ſchein lehrt, daß dies nicht der Fall iſt. Der öſterreichiſche 
Finanzagent v. Beke reiſt ſeit Wochen von einem Geldfürſten 
zum anderen und allenthalben findet er zugeſchloſſene Geld⸗ 
ſchränke oder man bietet ihm Geld zu Bidiagungen an, 
welche offenbar den finanziellen Ruin Oeſterreichs auf das 
kräftigſte beſchleunigen würden. Aus dieſem Grunde zögert 
man auch in Wien noch immer mit dem Entſchluſſe, dieſe 
Anerbietungen anzunehmen. 


Aber, fo heißt es oft, im höchften Nothfall kann Oeſter⸗ 
reich ja Venedig verkaufen, um Geld zu erhalten. Geld 
würde es damit allerdings erhalten, aber mit einem ſolchen 
Schritt hätte es auch zugleich ſein Todesurtheil unterſchrieben. 
Denn wenn heut die sſterreichiſche Regierung Venedig ver⸗ 
kauft, welche Antwort will ſie geben, wenn morgen eine An⸗ 
zahl reicher Edelleute in Galizien zuſammentreten und nach 
Wien ſchreiben: „Wir zahlen Euch ſo und ſo viel Millionen 
für Galizien, wollet Ihr es uns verkaufen, damit wir ein 
polniſches Königreich errichten können?“ Und mit gleichen 
Forderungen würden die Ungarn und Czechen vor den Thron 
treten, alle würden verſuchen, für Geld ihre Unabhängigkeit 
zu erlangen. Das iſt die große Schwierigkeit, welche dem 
Verkauf von Venetien entgegenſteht, und welche Oeſterreich 
wohl zwingen wird, vor einem ſolchen Schritt erſt noch die 
größten Anſtrengungen zu machen, ſich auf andere Weiſe 
Geld zu verſchaffen. Gelingt ihm dies aber nicht, oder nur 
auf ſolche Weiſe, welche in ganz kurzer Zeit neue und ver⸗ 
mehrte Geldverlegenheiten herbeiführt, ſo bleibt ihm nur die 
Wahl zwiſchen dem Verkauf Venetiens und dem Staatsban 
kerott. Wie ſehr erſterer Schritt Oeſterreichs Zerfall be⸗ 
ſchleunigen würde, haben wir gezeigt, und Niemand zweifelt 
wohl daran, daß der Staatsbankerott gleichfalls das Signal 
für die einzelnen Volksſtämme ſein würde, ſich von einander 
zu trennen, indem jede Nation verſuchen würde, aus dem 
allgemeinen Unglück ſo viel für ſich zu retten als möglich. 


Welche Rückwirkung aber ein ſolches Zerfallen des Kaiſer 
ſtaates auf unſere preußiſchen und dentſchen Verhältniſſe aus⸗ 
üben würde, davon ſprechen wir vielleicht ein anderes Mal; 
heut wollen wir nur zum Schluß noch darauf aufmerkſam 
machen, wie ſchwer es der Öfterreihiichen Regierung wird, 
nach Beifeitefhiebung der Verfaſſung eine Anleihe zu erhal⸗ 
ten. Die Bankiers haben alſo doch die Bedeutung erkannt, 
welche in der Anerkennung ſolcher Anleihen durch die Volks⸗ 
vertretung für die Sicherheit ihrer Staatspapiere liegt. 
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